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Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 

— Umdruck 412 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


I. Allgemeines 

Der Entschließungsantrag wurde von der Fraktion 
der FDP mit Datum vom 3. April 1968 zur dritten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1968 
beim Deutschen Bundestag eingebracht, von diesem 
dem Ausschuß für das Bundesvermögen überwiesen. 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen hat den 
Antrag in seiner Sitzung am 19. Juni 1968 abschlie- 
ßend beraten. 


II. Zum Inhalt des Entschließungsantrages 

1. Zu Nummer 1 des Entschließungsantrages 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen kam zu 
der Auffassung, daß ein Ersuchen der Bundes- 
regierung entsprechend dem Entschließungs- 
antrag zu 1., wonach die Privatisierung der VIAG 
— - Vereinigte Industrie-Unternehmungen AG — 
durchgeführt werden soll, nicht erforderlich ist. 

Die hier aufgeworfenen Probleme sind Gegen- 
stand bei der Beratung des nachstehenden An- 
trages des Bundesschatzministers gewesen: An- 
trag betr. Zustimmung des Deutschen Bundes- 
tages nach § 47 Abs. 4 der Haushaltsordnung 
(RHO) zur Erhöhung des Grundkapitals der Ver- 
einigte Industrie-Unternehmungen AG und Über- 
lassung der jungen Aktien an die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau — Drucksache V/2805. Dieser 


Antrag war vom Bundesschatzminister mit 
Schreiben vom 20. März 1968 — I F 3000 — 15/68 
— dem Bundestag zur Beschlußfassung vorgelegt 
worden. 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen hatte 
seinerzeit die Auffassung vertreten, daß mit 
einer Teilprivatisierung der VIAG erst nach 
Durchführung einiger Umstrukturierungsmaßnah- 
men zu rechnen sei. Diese notwendigen Maßnah- 
men der Verbesserung der Unternehmensstruktur 
und ihre Anpassung an die verschärften Wett- 
bewerbsverhältnisse ließen eine Teilprivatisie- 
rung im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht als sinn- 
voll und möglich erscheinen. 

Der Ausschuß beschließt daher, den Entschlie- 
ßungsantrag zu 1. durch die Beschlußfassung zu 
Drucksache V/2805 und die dazu abgegebene Be- 
gründung für erledigt zu erklären. 

2. Zu Nummer 2 des Entschließungsantrages 

Auch zu 2. des Entschließungsantrages, in wel- 
chem die Bundesregierung aufgefordert wird, die 
Reprivatisierung der VEBA fortzusetzen, glaubte 
der Ausschuß von einem entsprechenden Ersu- 
chen an die Bundesregierung absehen zu kön- 
nen. Der Ausschuß war der Auffassung, eine 
Privatisierung müsse im Zusammenhang mit der 
künftigen Unternehmenspolitik der VEBA ge- 
sehen werden. Sollten die unternehmerischen 
Überlegungen beispielsweise eine Kapitalerhö- 
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hung erforderlich machen, würde die Beteiligung 
des Bundes, wenn dieser sich an der Kapital- 
erhöhung nicht beteiligen könnte oder wollte, 
möglicherweise unter die Sperrminderheit von 
25 Vo absinken. Dies ist ein Ergebnis, daß der 
Ausschuß für das Bundesvermögen für uner- 
wünscht hält. 

Eine weitere Privatisierung im jetzigen Zeit- 
punkt würde außerdem das Problem der negati- 
ven Entwicklung des Börsenkurses aufwerfen. 

Der Ausschuß beschließt daher, den Entschlie- 
ßungsantrag zu 2. für erledigt zu erklären. 

3. Zu Nummer 3 des Entschließungsantrages 

Der Ausschuß für das Bundesvermögen hielt 
auch ein Ersuchen an die Bundesregierung, die 
Salzgitter AG zu veranlassen, die nicht unmittel- 
bar dem Betriebszweck dienenden Nebenbetriebe 
zu verkaufen, nicht für erforderlich. 


Der Ausschuß hatte grundsätzlich keine Beden- 
ken, solche Grundstücke, die nicht für den Be- 
trieb in einer mittelfristigen oder langfristigen 
Planung benötigt werden, zu verkaufen. An- 
dererseits war der Ausschuß jedoch der Meinung, 
daß ein angemessener Preis erzielt werden müsse 
und daß man nicht nur vom Bedarf der Salzgitter 
AG allein, sondern auch vom kommunalen Be- 
darf und von dem Gedanken einer späteren In- 
dustrieansiedlung ausgehen müsse. Im übrigen 
war im Ausschuß eine konkrete Vorstellung dar- 
über nicht zu erzielen, was darunter zu verstehen 
ist, wenn im Entschließungsantrag von „unmittel- 
bar dem Betriebszweck dienenden Nebenbe- 
trieben" gesprochen wird. Jedenfalls war sich der 
Ausschuß darüber im klaren, daß die Versor- 
gungsbetriebe schon vor Jahren von der Salz- 
gitter AG verkauft worden sind. 

Der Ausschuß beschließt daher, den Entschlie- 
ßungsantrag auch zu 3. für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 23. September 1968 


Dr. Freridis 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Umdruck 412 — für erledigt zu er- 
klären. 


Bonn, den 23. September 1968 


Der Ausschuß für das Bundesvermögen 


Junghans Dr. Frerichs 

Vorsitzender Berichterstatter 
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